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1. Programm und Grußworte 

 

 

Psychische Gesundheit und SGB II – Handlungsmöglichkeiten  

für Jobcenter und Kommunen 

Programm 

 

 

10.00 Uhr  Eröffnung und Begrüßung  

 Prof. Dr. Rolf van Dick, Vizepräsident der Goethe-Universität 

 Staatsminister Kai Klose, Hessisches Ministerium für Soziales und Integration 

10.20 Uhr  Impulsreferate 

 Zuständigkeiten für Prävention, Behandlung und Rehabilitation –  Aufgaben des 

Jobcenters  

Wege zur passenden Hilfe an den Schnittstellen der Sozialgesetzbücher   

 Dr. Helmut Schröder, infas Institut für angewandte Sozialwissenschaft GmbH 

 Häufige psychische Erkrankungen: Affektive uni- und bipolare Störungen sowie 

Depressionen, Angststörungen und Phobien, Persönlichkeitsstörungen und Psy-

chosen 

Anzeichen erkennen, Möglichkeiten für Prävention und Therapie – Grundzüge des 

psychosozialen Coachings im KreisJobCenter Marburg-Biedenkopf 

 Lisa Rau, Psychologin des Universitätsklinikums Gießen und Marburg,  

KreisJobCenter Marburg-Biedenkopf 

Angebot an Psychiatrie und Psychotherapie für Diagnose und Therapie - Wie 

kann es effektiver genutzt und, wo nötig, ausgeweitet werden? 

 Oliver Lauxen, IWAK, Goethe-Universität Frankfurt am Main 

11.20 Uhr Kaffeepause 
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11.40 Uhr  Beispiele guter Praxis  

 Bearbeitung psychischer Probleme in der Einstiegsoffensive PLUS Bergstraße. 

Zusammenarbeit mit Krankenversicherungen im Bereich der Prävention 

 Michael Ditsch & Anja Figge, Softdoor GmbH 

Die Perspektive der Mitarbeiter*innen in Jobcentern - Fortbildungen, Sensibili-

sierung und Reflexionsangebote im Kommunalen Jobcenter Lahn-Dill  

 Sabine Loß, KJC Lahn-Dill 

Niedrigschwellige und einzelfalladäquate Formen von Beschäftigung und 

Coaching 

 Dieter Debus, Bereichsleiter „Arbeit und berufliche Integration“ Frankfurter   

Verein  

12.45 Uhr  Mittagspause 

14.00 Uhr Arbeitsgruppen  

 Psychische Probleme, Störungen und Erkrankungen – Anhaltspunkte erken-

nen und durch präventive Angebote vorbeugen (in Regelangeboten) 

 Durch Präventionsangebote psychischen Problemen, Störungen und Erkran-

kungen vorbeugen 

 Wege, um passende Hilfen zu finden – Schnittstellen zu anderen Sozialgesetz-

büchern 

 Angebot an Psychiatrie und Psychotherapie für Diagnose und Therapie - Wie 

kann es effektiver genutzt und, wo nötig, ausgeweitet werden? 

 Coaching und Beschäftigung niedrigschwellig starten und einzelfalladäquate 

Formen finden 

 Personalentwicklung, Supervision und Coaching für Jobcenter-Beschäftigte 

15.30 Uhr  Kaffeepause  

15.50 Uhr  Präsentation der Arbeitsgruppenergebnisse 

16.10 Uhr Fazit 

 Dr. Christa Larsen, IWAK 

16.20 Uhr Verabschiedung 

 Michael Müller-Puhlmann, Referatsleiter III6C, Abteilung „Arbeit“, HMSI 

16.30 Uhr  Ende der Veranstaltung 

 

Gesamtmoderation: Dr. Christa Larsen 



  

5 
 

Begrüßung durch Herrn Prof. Dr. Rolf van Dick  

Vizepräsident der Goethe-Universität Frankfurt am Main 

 
 

Sehr geehrter Herr Staatsminister Klose,  

sehr geehrte Damen und Herren,  

 

sehr herzlich heiße ich Sie heute im Namen des Präsidiums der Goethe-Universität willkommen. 

Das mache ich umso lieber, da ich neben meinem Engagement als Vizepräsident dieser Universi-

tät auch Professor für Sozialpsychologie bin. Deswegen interessiert mich das Veranstaltungs-

thema auch persönlich sehr. 

Die Goethe-Universität ist eine relativ junge Universität. Sie wurde 1914 mit privaten Mitteln en-

gagierter Bürgerinnen und Bürger als Stiftungsuniversität gegründet. Sie versteht sich als Bür-

geruniversität mit Verantwortung für die Gesellschaft. So ist es nur folgerichtig, dass die Goethe-

Universität seit 2008 wieder Stiftungsuniversität (Stiftung des öffentlichen Rechts) mit eigener 

Tarif- und Berufungsautonomie ist. Mit derzeit fünf Standorten ist die Universität auch räumlich 

fest in der Stadt verankert:  

• Hier am Campus Westend befinden sich die Sozial-, Gesellschafts- und Geisteswissen-

schaften. Daneben haben wir noch Campus-Standorte in:  

• Bockenheim, unser alter Standort, der in absehbarer Zeit Geschichte sein wird, aber 

wo auch Geschichte erlebt und mitgeprägt wurde, 

• den Campus Niederrad mit dem Fachbereich Medizin und dem Universitätsklinikum,  

• den Campus Riedberg, an dem die naturwissenschaftlichen Fachbereiche beheimatet 

sind, 

• sowie den Sportcampus Ginnheim. 

Mit diesen fünf Campus-Standorten schaffen wir verteilt auf 16 Fachbereiche Studienbedingun-

gen für rund 48.000 Studierende und ein Forschungsumfeld für unsere Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler. Im Sinne dieses Geistes freuen wir uns immer besonders über den Brückenschlag 

zwischen Wissenschaft und gesellschaftlicher Umsetzung. 

Psychische Erkrankungen nehmen bei Beschäftigten immer stärker zu. Dies trifft in noch viel hö-

herem Maße auf Menschen zu, die arbeitslos sind. Bei Langzeitarbeitslosen spielen psychische 

Erkrankungen als ein wichtiges Vermittlungshemmnis ebenfalls eine große Rolle.  

Damit sind Jobcenter und andere Akteure in der Unterstützung und Aktivierung zum Teil mit gro-

ßen Herausforderungen konfrontiert. Dies beginnt bei Fragen nach dem Erkennen von psychi-

schen Erkrankungen, dem Finden passender Hilfen bis hin zur Gestaltung von Schnittstellen und 
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vielem mehr. Es geht dabei auch um die Personen, die in den Jobcentern beschäftigt sind und 

über entsprechende Kompetenzen verfügen sollten.  

Ich freue mich sehr, dass heute die Goethe-Universität der Ort ist, an welchem sich Fach- und 

Führungskräfte aus Jobcentern, Sozial- und Gesundheitsämtern, psychosozialen Einrichtungen 

und Diensten, Zuständige für sozialintegrative Eingliederungsleistungen in Kommunen, Aufsichts-

personal der Arbeitsschutzverwaltung sowie Fach- und Ausbildungsberater für Unternehmen 

über dieses wichtige Thema austauschen.  

Es ist wichtig, dass dieses Thema endlich die Bedeutung erhält, die es braucht, um Arbeitslosen 

und Beschäftigten gerecht zu werden. Ein Blick in Ihr heutiges Programm zeigt mir, dass Sie the-

oretisch-konzeptionellen und praktischen Input erhalten und auch in Arbeitsgruppen miteinander 

Ideen weiterentwickeln werden.  

An der Goethe-Universität hat die Beschäftigung mit psychischen Themen in der Arbeitswelt ei-

nen wichtigen Platz. Umso besser ist es dann, wenn sich Wissenschaft und Praxis treffen und von 

den wechselseitigen Impulsen profitieren können. 

Ich wünsche Ihnen einen interessanten Veranstaltungsverlauf und hoffe, dass Sie heute viele 

wichtige Anregungen erhalten werden.   
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Grußwort von Herrn Staatsminister Kai Klose 

Hessisches Ministerium für Soziales und Integration 

 

 

Sehr geehrter Herr Vizepräsident Prof. Dr. van Dick, 

liebe Frau Dr. Larsen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

 

zunächst möchte ich mich herzlich bei Ihnen und der Goethe-Universität dafür bedanken, dass 

wir unser Fachforum „Psychische Gesundheit und SGB II“ in Ihren Räumen ausrichten können. Die 

Zusammenarbeit der Landesregierung mit dem „Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur“ der 

Goethe-Universität hat eine lange Tradition.  

Ich freue mich auch, dass die Abteilung Arbeit meines Ministeriums und die hessische Arbeits-

marktpolitik insgesamt von der intensiven Zusammenarbeit mit der wissenschaftlichen Beglei-

tung durch das IWAK profitieren können.  

Im Mittelpunkt des heutigen Fachforums "Psychische Gesundheit und SGB II" stehen Handlungs-

möglichkeiten für Jobcenter und Kommunen im Umgang mit betreuten Menschen, die zwar er-

werbsfähig, aber aufgrund psychischer Probleme hilfebedürftig sind.  

Diesen Menschen zu helfen, ist eine besondere Herausforderung und eine besonders verantwor-

tungsvolle Aufgabe, denn wir wollen, dass sie trotz ihrer individuellen Probleme ihre Stärken und 

Potenziale eigenverantwortlich einsetzen und eine möglichst existenzsichernde Erwerbstätigkeit 

finden können, um ihre Hilfebedürftigkeit zu verringern.  

Ich möchte mich deshalb besonders bei allen anwesenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

hessischer Jobcenter und Beratungsstellen für Ihr Engagement herzlich bedanken. Zugleich freue 

ich mich, dass Sie alle an diesem Fachforum teilnehmen und sich offen gegenüber Möglichkeiten 

zeigen, die Betreuung im Rahmen des SGB II kontinuierlich zu verbessern.  

Dass Menschen mit gesundheitlichen Problemen häufiger arbeitslos werden als der Bevölke-

rungsdurchschnitt, ist bekannt – genauso, dass eine längere Arbeitslosigkeit Gesundheitsprob-

leme verstärken kann. Deshalb kümmern sich die hessischen Jobcenter gemeinsam mit den ge-

setzlichen Krankenkassen um präventive Angebote.  

 

Ich bin froh, dass alle hessischen Jobcenter, die sich dazu bereit erklärt haben, bereits in diesem 

Jahr in unser Kooperationsprojekt aufgenommen werden können. 
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Bei psychischen Erkrankungen sind die Herausforderungen im Rahmen der Betreuung besonders 

groß. Es geht zunächst darum, eine psychische Erkrankung zu erkennen und bei Betroffenen die 

Bereitschaft zu fördern, sich diese einzugestehen, sich in ärztliche Behandlung zu begeben und 

schließlich eine passende Therapie zu finden und sie anzunehmen. Hierzu bedarf es einer vielsei-

tigen Kooperation aller beteiligten Akteure.  

Hessen verfügt bereits über eine überdurchschnittlich gute Zusammenarbeit zwischen den Job-

centern und den kommunal organisierten Beratungs- und Hilfeangeboten, darunter auch den psy-

chosozialen Kontakt- und Beratungsstellen, wie die bisherigen wissenschaftlichen Untersuchun-

gen des IWAK gezeigt haben. 

Ziel des heutigen Fachforums ist, sich über Handlungsmöglichkeiten auszutauschen und die Zu-

sammenarbeit aller Beteiligten weiter zu verbessern.  

Neben den Jobcentern und Beratungsstellen zählen hierzu insbesondere der Arbeitsschutz, der 

in den letzten Jahren verstärkt psychische Belastungen von Beschäftigten in den Blick nimmt so-

wie die Gesundheitsämter, die Aufgaben in den Bereichen Prävention und Gesundheitsförderung 

wahrnehmen, hierbei moderieren, koordinieren und initiieren. Einige Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter auch aus diesem Sektor sind heute ebenfalls vertreten. 

Ich möchte Sie alle ermutigen, Ihre Handlungsmöglichkeiten zu nutzen und durch eine engere 

Zusammenarbeit mit anderen, vielleicht auch mit Organisationen und Institutionen, an die sie 

bisher noch gar nicht gedacht haben, zusätzliche passende Hilfen zur Wiedererlangung relativer 

psychischer Gesundheit zu eröffnen. 

Ihnen allen wünsche ich, dass dieser Tag Ihnen neue Informationen bietet, Anregungen und Im-

pulse bringt und Sie im Austausch miteinander neue Antworten erhalten, genauso aber auch eine 

positive Resonanz für ihre eigenen Ideen! 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen einen erfolgreichen Tag! 

Vielen Dank! 
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 2. Thematische Linien – Impulsreferate und Workshops   

 

Das Thema Psychische Gesundheit und SGB II - Handlungsmöglichkeiten für Jobcenter und Kom-

munen wurde über sechs inhaltliche Perspektiven betrachtet und diskutiert. Die sechs unter-

schiedlichen thematischen Linien wurden entweder durch einen Impulsvortrag oder ein Beispiel 

Guter Praxis eingeführt. Im Anschluss erfolgte die Vertiefung über Diskussionen in Arbeitsgrup-

pen, in welchen die Referent*innen als Expert*innen fungierten. Im Folgenden werden die drei 

Impulsreferate und die darauf bezogenen Workshops vorgestellt.  

 

 

Impulsreferat: Zuständigkeiten für Prävention, Behandlung und Rehabilitation –  

Aufgaben des Jobcenters  

Dr. Helmut Schröder, infas Institut für angewandte Sozialwissen-

schaft GmbH 
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AG:   Wege, um passende Hilfen zu finden – Schnittstellen zu anderen Sozialge-

setzbüchern 

Experte: Dr. Helmut Schröder, infas/ Moderation: Kerstin Christ, Hessisches 

Ministerium für Soziales und Integration) 

 

Die teilnehmenden Akteure kamen von Jobcentern, Bildungsanbietern, vom Jugend- und Sozial-
amt und einer psychosozialen Beratungsstelle. Allen gemeinsam war, dass sie mit Herzblut dabei 
sind und sich fragen, wie sie bestmögliche Hilfen und eine bessere Vernetzung ermöglichen kön-
nen.  

Ergänzend zum Vortrag am Vormittag haben wir uns in der Arbeitsgruppe bewusstgemacht: 

Die Einleitung eines verbindlichen Teilhabeplanverfahrens, wenn mehrere Leistungsträger be-
troffen sind, ist eine der wichtigsten Neuerungen und Forderungen im BTHG. Alle beteiligten Ak-
teure, auch die Beratungsstellen, können die Einberufung einer Hilfeplankonferenz beim zustän-
digen Reha-Träger einfordern. Der leistende Träger hat die Verantwortung, dass er selber und 
die übrigen Träger den Bedarf nach Ziel, Art und Umfang funktionsbezogen feststellen. 

Die entscheidende Hilfe besteht in der Individualität der Beratung. 

Erkennen von Beeinträchtigungen setzt offenen Dialog zwischen Kunden und Beratungskräften 
voraus. Individuelle Bedarfsermittlung erfordert ein Instrument, dass dem ICF-Konzept gerecht 
wird. Zur Erfassung der Arbeitsfähigkeit kann der Work Ability Index (WAI) eingesetzt werden. 

Eine hohe Zahl an Rentenabgängen resultiert aus psychischen Belastungen. 

Das BTHG will eine frühzeitigere Erkennung/ Prävention einleiten. Jobcenter sollen verstärkt prä-
ventiv tätig werden. Die Aufklärungs- und Beratungspflicht gilt ausdrücklich auch für die Jobcen-
ter.  

Gefährdungsbeurteilung: Pflicht des Arbeitgebers 

Seit Ende 2013 fordert das Arbeitsschutzgesetz explizit die Berücksichtigung der psychischen Be-
lastung in der Gefährdungsbeurteilung. Das heißt: Alle Unternehmen und Organisationen müssen 
auch jene Gefährdungen für ihre Beschäftigten ermitteln, die sich aus der psychischen Belastung 
bei der Arbeit ergeben. 

 
Neue Ansätze in der modellhaften Erprobung über Reha-Pro (Jobcenter + Rentenversicherung) 
- Hausbesuche, Begleitung zu Arztbesuchen - ½ Jahr Zeit für Gesundheit / Prävention 

Fazit: 

Die Unsicherheit hinsichtlich der Gesetzesnovellierung und ihrer Konsequenzen für die SGB II-
Praxis ist spürbar! 

Das Entwicklungspotential ist hoch! 

Die teilnehmenden Akteure hoffen auf eine gelingende Vernetzung! 
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Weiterentwicklungsbedarf besteht in der individuellen Beratung! 

 

Empfohlene Links: 

Psychische Gesundheit am Arbeitsplatz (PsyGA): www.psyga.info/unsere-angebote 

WAI – Work ability Index: http://www.arbeitsfaehig.com/de/work-ability-index-(wai)-382.html 

https://dnb-netz.de/bundesanstalt-fuer-arbeitsschutz-und-arbeitsmedizin-baua/ 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen: https://www.in-
tegrationsaemter.de/BIH-Bundesarbeitsgemeinschaft/86c28/ 

Arbeitsmarktprogramm FAIR: https://www.iab.de/en/publikationen/forschungsbericht/publika-
tionendetails-forschungsbericht.aspx/Publikation/k050713n01 , http://doku.iab.de/forschungs-
bericht/2006/fb0706.pdf 

Psychische Gesundheit PHQ-Kurzform: https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/fileadmin/Psy-
chosomatische_Klinik/pdf_Material/PHQ_Kurz_Fragebogen1.pdf 

PHQ-Langform:http://vtvonrad.de/wp-content/uploads/2014/01/PHQ_Gesundheitsfragebogen. 
pdf 

 

 

http://www.psyga.info/unsere-angebote
http://www.arbeitsfaehig.com/de/work-ability-index-(wai)-382.html
https://dnb-netz.de/bundesanstalt-fuer-arbeitsschutz-und-arbeitsmedizin-baua/
https://www.integrationsaemter.de/BIH-Bundesarbeitsgemeinschaft/86c28/
https://www.integrationsaemter.de/BIH-Bundesarbeitsgemeinschaft/86c28/
https://www.iab.de/en/publikationen/forschungsbericht/publikationendetails-forschungsbericht.aspx/Publikation/k050713n01
https://www.iab.de/en/publikationen/forschungsbericht/publikationendetails-forschungsbericht.aspx/Publikation/k050713n01
http://doku.iab.de/forschungsbericht/2006/fb0706.pdf
http://doku.iab.de/forschungsbericht/2006/fb0706.pdf
https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/fileadmin/Psychosomatische_Klinik/pdf_Material/PHQ_Kurz_Fragebogen1.pdf
https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/fileadmin/Psychosomatische_Klinik/pdf_Material/PHQ_Kurz_Fragebogen1.pdf
http://vtvonrad.de/wp-content/uploads/2014/01/PHQ_Gesundheitsfragebogen.%20pdf
http://vtvonrad.de/wp-content/uploads/2014/01/PHQ_Gesundheitsfragebogen.%20pdf
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Impulsreferat: Häufige psychische Erkrankungen: Affektive uni- und bipolare Stö-

rungen sowie Depressionen, Angststörungen und Phobien, Persön-

lichkeits-störungen und Psychosen  

Lisa Rau, Psychologin des Universitätsklinikums Gießen und Mar-

burg, Kommunales Jobcenter Marburg-Biedenkopf 
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AG: Psychische Probleme, Störungen und Erkrankungen – Anhaltspunkte erken-

nen (in Regelangeboten)  

Expertin: Lisa Rau, Universitätsklinikum Gießen-Marburg, KreisJobCenter Mar-

burg-Biedenkopf/ Moderation: Anna Fischer, IWAK 

 

Grundannahme: psychische Erkrankungen sind behandelbar – sie stellen im Arbeitskontext ein 

Vermittlungshemmnis dar, das beseitigt werden kann. 

 

Seit 2015 bietet das KreisJobCenter in Marburg-Biedenkopf in Kooperation mit der Klinik für Psy-

chiatrie und Psychotherapie (UKGM, Standort Marburg) ein psychosoziales Coaching an. Das 

KreisJobCenter in Marburg-Biedenkopf ist einer von mehreren Standorten in Deutschland, an 

welchen in Zusammenarbeit mit der Stiftung Deutsche Depressionshilfe ein psychosoziales 

Coaching ermöglicht wird. Es handelt sich um ein niederschwelliges Angebot, das betroffene 

Kund*innen des KreisJobCenters beim Übergang in eine Therapie in Anspruch nehmen können. 

Das Angebot ist freiwillig und vertraulich, es gilt die Schweigepflicht und es steht nicht in Verbin-

dung mit Maßnahmen des KreisJobCenters. An mehreren Tagen in der Woche ist hierfür die Psy-

chologin Lisa Rau vor Ort ansprechbar. Sie erarbeitet gemeinsam mit den Betroffenen ein Ge-

samtbild zur Situation und kann – im Sinne der Psychoedukation – Informationen zur psychischen 

Erkrankung sowie möglichen Therapien aufzeigen. Zudem unterstützt sie bei klar umgrenzten 

Problemen, z. B. in der Kommunikation bei der Suche nach einem Therapieplatz und bietet erste 

Entlastung durch regelmäßige Gespräche in der Wartezeit auf einen Therapieplatz. 

Wie das psychosoziale Coaching ganz praktisch funktioniert, ist eine der zentralen Fragen der 

Teilnehmer*innen des Workshops. Frau Rau berichtet, dass die Fallmanager*innen Kontakt zu ihr 

herstellen, wenn sie Veränderungen im Verhalten der Kund*innen feststellen, die in Zusammen-

hang mit bestimmten Krankheitsbildern stehen könnten. Seltener kommen Kund*innen des 

KreisJobCenters direkt auf Frau Rau zu. Darüber hinaus stünden Informationsmaterialien und 

Plakate zur Verfügung, die über das Angebot im KreisJobCenter aufklären. Zudem pflegt Frau Rau 

den Kontakt zu den Fallmanager*innen und steht diesen auch bei der Interpretation von Hinwei-

sen, welche auf bestimmte Krankheitsbilder hindeuten, zur Verfügung. Merkblätter mit mögli-

chen Hinweisen auf bestimmte Erkrankungen geben den Fallmanager*innen Orientierung, aller-

dings sei das Gesamtbild entscheidend. Das Fallmanagement sei sensibilisiert, die durchgehend 

hohe Nachfrage unterstreiche den zentralen Stellenwert des Angebots, so Frau Rau. Aktives 

Schnittstellenmanagement übernimmt Frau Rau auch in die Klinik für Psychiatrie und Psychothe-

rapie (UKGM, Standort Marburg). So ist im Notfall eine Direktvermittlung zur stationären Auf-

nahme möglich. Frau Rau übernimmt gleichfalls eine Lotsenfunktion durch Beratung zu Behand-

lungsmöglichkeiten sowie in Unterstützung bei der Suche nach ambulanten oder stationären The-

rapieplätzen. 
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Entbinden die Kund*innen Frau Rau von der Schweigepflicht, wird eine Zusammenarbeit zwi-

schen KreisJobCenter und psychosozialem Coaching möglich, was zu einer besseren Berücksich-

tigung sowohl der beruflichen als auch der psychischen Situation bei der Vermittlung in Arbeit 

beitragen kann. Der Fokus der weitergegebenen Informationen aus dem Coaching an das Fallma-

nagement liegt dabei auf vermittlungsrelevanten Informationen und erfolgt in Absprache mit den 

Kund*innen. 

Auf Nachfrage der Workshopteilnehmer*innen gibt Frau Rau Auskunft zu Indikatoren, welche auf 

bestimmte psychische Erkrankungen hinweisen können (ausführlich hierzu PPP). Im Fall einer 

depressiven Erkrankung weist Frau Rau zudem darauf hin, dass das Risiko einer wiederholten De-

pression bei Nichtbehandlung deutlich steige. Schnelle Hilfe sei in diesem Fall notwendig und 

möglich. Eine ambulante psychotherapeutische Sprechstunde (als Voraussetzung für eine weiter-

führende ambulante psychotherapeutische Behandlung) könne auch ohne ärztliche Überweisung 

wahrgenommen werden. Erst wenn eine psychotherapeutische Sprechstunde (mindestens 50 Mi-

nuten) stattgefunden habe, könne mit probatorischen Sitzungen (2 bis 4 Sitzungen à 50 Minuten) 

oder einer Akutbehandlung begonnen werden. Erfolge keine Akutbehandlung, werde im An-

schluss an die probatorischen Sitzungen bei der Krankenkasse entweder eine Kurzzeit- oder eine 

Langzeittherapie beantragt. Allein für eine Langzeittherapie müsse seitens der Behandler*innen 

ein anonymisierter Bericht an den Gutachter*in verfasst werden, d. h. der Bewilligungsprozess 

bei der Krankenkasse gestaltet sich zeitaufwendiger. 

Wie aber gelingt die Kommunikation mit den betroffenen Kund*innen? Erleben die Mitarbei-

ter*innen des KreisJobCenter Veränderungen im Verhalten und Erscheinungsbild ihrer Kund*in-

nen, stellt sich ihnen die Frage, wie sie dies respektvoll thematisieren können. Frau Rau plädiert 

dafür, die eigene Wahrnehmung als solche anzusprechen, verknüpft immer mit der Frage wie die 

Betroffenen sich selbst sehen. Die Gelegenheit, selbst zu benennen, wie sich die eigene Lebens-

situation darstellt, eröffne Raum zur Reflexion und (Selbst-)Einsicht der Kund*innen. Im Unter-

schied zu der Zielsetzung in der Arbeitsvermittlung, ist sich Frau Rau darüber bewusst, dass es 

darum geht in der ihr zur Verfügung stehenden Zeit ein vertrauensvolles Verhältnis aufzubauen. 

Als praktischen Hinweis gibt sie mit, sich immer wieder zu fragen, wie man selbst in solch einer 

Situation angesprochen werden möchte – und dann entsprechend zu handeln. Manchmal aber 

gebe es auch einfach kein Weiterkommen. Es komme vor, dass sich Kund*innen trotz Bedarfs 

nicht auf ein Hilfsangebot einlassen können oder keine Veränderungsmotivation zeigten. 

Kommt es aufgrund von nicht ausreichenden Sprachkenntnissen zu Verständigungsproblemen, 

kann es sinnvoll sein, eine*n Dolmetscher*in hinzuzuziehen. Auskunft zu Therapeut*innen gibt 

die Webseite www.arztsuchehessen.de , auf welcher sich auch Information zu den Sprachkom-

petenzen der Ärzt*innen finden. 

Die Frage nach einer Abgrenzung zur Simulation erweist sich insofern nicht als schwierig, als be-

troffene Personen eindeutige Symptome (ICD-10 Klassifikation) zeigten. In der Praxis bewahrheite 

sich darüber hinaus, dass es schwierig sei, konsistent zu simulieren und eine Diskrepanz zwischen 

Gesagtem und Auftreten wahrnehmbar werde, denn eine psychische Erkrankung durchzieht alle 

Lebensbereiche. Frau Rau erlebt keine Hinweise darauf, dass Kund*innen Symptome verschleier-

ten oder simulierten. 

http://www.arztsuchehessen.de/
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Weitere, aufgrund der begrenzten verfügbaren Zeit, nicht diskutierte Themen im Workshop wa-

ren:  

 Welche besonderen Einschränkungen bei 30-60-Jährigen gibt es? 

 Welche Hinweise oder Codewörter weisen auf Probleme im Elternhaus von jungen 

Kund*innen hin? 

 Wie kann mit Suchtproblematik umgegangen werden? 

 Welche zielführenden Maßnahmen bei Depression gibt es? 

 Was tun bei Ablehnung des Hilfeinstruments PSU? 

 Wie können Betriebe für psychische Erkrankungen im Sinne des Gesundheitsschutzes (bei 

z. B. Wiedereingliederung, Umschulung) sensibilisiert werden? 

 Welche Erfahrungen gibt es mit dem Angebot von Telefonsprechstunden im ländlichen 

Raum? 
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Impulsreferat: Angebot an Psychiatrie und Psychotherapie für Diagnose und The-

rapie - Wie kann es effektiver genutzt und, wo nötig, ausgeweitet 

werden?  

Oliver Lauxen, IWAK, Goethe-Universität Frankfurt am Main 
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AG: Angebote an Psychiatrie und Psychotherapie für Diagnose und Therapie – Wie 

kann es effektiver genutzt und, wo nötig, ausgeweitet werden?   

Expertin: Iris Alt, Deutsche Stiftung Depressionshilfe/ Moderation: Oliver                      

Lauxen, IWAK 

 

Nach einer Vorstellungsrunde stellt Iris Alt von der Deutschen Stiftung Depressionshilfe das Kon-

zept des Psychosozialen Coachings, das an mehreren Standorten in Deutschland umgesetzt wird 

(u.a. im Landkreis Marburg-Biedenkopf), vor. Dabei kooperieren Jobcenter und eine psychiatri-

sche Klinik dahingehend, dass ein*e Psychologe*in aus der Klinik an mehreren Tagen im Jobcenter 

arbeitet. Diese Person berät und wendet diagnostische Verfahren an, um SGB II-Bezieher*innen 

mit psychischen Problemen in das System der Gesundheitsversorgung zu vermitteln. Der*die Psy-

chologe*in übernimmt somit eine Lotsenfunktion.  

Weitere Informationen enthält das folgende Merkblatt: 
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www.deutsche-depressionshilfe.de 
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In der anschließenden Diskussion wurden folgende Fragen erörtert: 

 Wie gelingt die Finanzierung?  

o Die Finanzierung liegt in der Verantwortung der Jobcenter. Unterschiedliche Mo-

delle sind möglich. Die Stiftung unterstützt bei der Implementierung.  

o Unklar ist, ob eine Finanzierung der Leistungen des*der Psychologen*in über die 

Krankenkassen möglich ist, wenn trotz hohem Bedarf zeitnah kein Therapieange-

bot zu finden ist. Frau Alt berichtet, dass sich die Frage in den Städten, in denen 

das Psychosoziale Coaching implementiert ist, bisher noch nicht gestellt hat. 

 Welche Anforderungen sind zu erfüllen? 

o Ein Kooperationsvertrag mit einer psychiatrischen Klinik ist zu schließen, sodass in 

jedem Fall eine klinische und ärztliche Expertise im Hintergrund vorhanden ist. 

o Der*die Psychologe*in benötigt ein eigenes Büro im Jobcenter.  

o Er*sie stellt keine Diagnosen, sondern berät mit dem Ziel, in das reguläre Versor-

gungssystem zu lotsen. 

 Ist eine regionalisierte Ausgestaltung des Psychosozialen Coachings möglich? 

o Ja, dies stellt kein Problem dar. Die Standorte sind autark, können aber natürlich 

auf die Vorteile der Vernetzung mit anderen Projektstandorten zurückgreifen. 

 Abgrenzung zum Sozialpsychiatrischen Dienst? 

o Das Psychosoziale Coaching ist nicht als Konkurrenzangebot gedacht. Es stellt ein 

ergänzendes Angebot für die Jobcenter dar. Der Zugang ist ein sehr niedrigschwel-

liger. 

o Es gibt sicher Möglichkeiten des Andockens, die bisher allerdings noch nicht im 

Blick waren. 

 Wird die Wartezeit auf einen Therapieplatz durch Psychosoziales Coaching verkürzt? 

o Dies wird angestrebt. Hier hilft vor allem das Netzwerk, das im Rahmen des Pro-

jekts mit möglichst vielen Leistungserbringern in der Region geknüpft wird. 

o Der*die Psychologe*in hilft aktiv bei der Suche nach einem Therapieplatz, was eine 

große Entlastung für die Betroffenen darstellen kann. 

o Gegebenenfalls ist auch eine aufsuchende Beratung möglich. 

 Nächste Schritte? 

o Vermutlich wird am 18. Juni 2019 eine Informationsveranstaltung für die hessi-

schen Jobcenter zum Psychosozialen Coaching stattfinden. Herr Müller-Puhlmann 

wird dazu einladen. 
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Im zweiten Teil der Arbeitsgruppe ging es um Lösungsansätze für Versorgungsengpässe, die über 

das Psychosoziale Coaching hinaus reichen. Folgende Ideen wurden andiskutiert: 

 Therapieplatz an Ausbildungsinstitut für Psychotherapeut*innen suchen 

 Sozialpsychiatrischen Dienst einschalten 

 Psychosoziale Kontakt- und Beratungsstellen (PSKB) hinzuziehen 

 die Angebote von Selbsthilfegruppen, ggf. auch Angehörigengruppen nutzen 

 Soziotherapie (aber wenig Angebote vorhanden) 

 Netzwerke knüpfen, andere Akteure kennenlernen 

 Onlineberatung: Apps fürs Selbstmanagement (erscheint nur für leichtere Erkrankungen 

oder im Nachgang einer Therapie geeignet) und Chats mit Therapeuten/innen. Solche An-

gebote können eine Psychotherapie in den meisten Fällen wohl nicht ersetzen, dürften 

künftig aber sicher häufiger genutzt werden.  

 Einen höheren Durchdringungsgrad dürften auch telemedizinische Angebote in Zukunft 

erreichen. Insbesondere in ländlichen Regionen könnten diese sinnvoll sein.  

 Versorgungsmobile mit Ärzten*innen und/oder Therapeuten*innen an Bord sind eine 

weitere Idee.  
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3. Thematische Linien – Beispiele Guter Praxis und Workshops 

 

Im Folgenden werden drei Beispiele Guter Praxis und die darauf bezogenen AGs vorgestellt.  

 

Beispiel Guter Praxis: Bearbeitung psychischer Probleme in der Einstiegsoffen-

sive PLUS Bergstraße. Zusammenarbeit mit Krankenversi-

cherungen im Bereich der Prävention  

Michael Ditsch und Anja Figge, Softdoor GmbH 
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AG: Durch Präventionsangebote psychischen Problemen, Störungen und Erkran-

kungen vorbeugen  

Expert*innen: Michael Ditsch und Anja Figge, Softdoor GmbH / Moderation: 

Dr. Christa Larsen und Philipp Funke, IWAK 

 

 

 

Themen und Ergebnisse 

 

Welches Verständnis von Prävention liegt vor? 

Die Zielgruppen (Kund*innen), die die Präventionsangebote wahrnehmen, sind bereits von psychischen 

Erkrankungen betroffen. Es wird ein Ressourcen orientierter und systemischer Ansatz verfolgt, indem er-

mittelt wird, was die betroffenen Personen können bzw. worauf man aufbauen kann. Ziel ist es, eine Ver-

schlechterung zu vermeiden und damit den bestehenden Zustand zu stabilisieren oder, wo dies möglich 

ist, zu verbessern. Die Aktivitäten richten sich auf das Verhalten der Kund*innen. In diesem Sinne wird 

eine Verhaltensprävention angestrebt.  
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Welche Bausteine und Rahmenbedingungen sind notwendig, um solch einen Präventionsansatz 

erfolgreich zu machen? 

Wesentlich ist, dass interdisziplinäres und passend qualifiziertes Personal mit den Kund*innen arbeitet. 

Neben einer guten Kenntnis der Kund*innengruppe und Erfahrungen im Umgang mit dieser, ist ein großer 

Corpus an Wissen über die Organisationen und Prozesse (wie bspw. Rentenversicherung, Krankenkassen, 

psychiatrische Kliniken), mit denen gearbeitet wird, notwendig. Insbesondere wird hervorgehoben, dass 

ein gutes Verständnis zu deren Handlungslogiken wichtig ist, um die Kund*innen passfähig begleiten zu 

können (Schnittstellengestaltung). Darüber hinaus sind Kenntnisse über Verfahrenswege, rechtliche und 

finanzielle Aspekte relevant, welche immer auf dem aktuellen Stand gehalten werden müssen. Da es keine 

Ausbildung gibt, die solch ein professionelles Profil vermitteln kann, ist es wichtig, dass neue Mitarbei-

ter*innen im Arbeitskontext aufgebaut werden (duales Studium, Praktika). Grundsätzlich ist es relevant, 

dass in der Prävention Vertreter*innen aus unterschiedlichen Professionen zusammenarbeiten.   

Um solch hochkompetentes Personal beschäftigten zu können, bedarf es ausreichender finanzieller Res-

sourcen. Diese sicherzustellen, so dass auf dem Stand Öffentlicher Dienst bezahlt werden kann, ist not-

wendig. Denn nur auf diese Weise können Mitabeiter*innen mit viel Expertise und Erfahrungswissen nach-

haltig gebunden werden.  

Für eine erfolgreiche Präventionsarbeit bedarf es zudem eines Netzwerkes. Dieses ist insbesondere für die 

Diagnostik wichtig. Entsprechend gehören niedergelassene Ärzte und Psychiater als auch Kliniken dazu. 

Die Vertreter*innen der Softdoor GmbH berichten, dass mit zunehmender Sichtbarkeit des Unterneh-

mens ein stabiles Netzwerk aufgebaut werden konnte, welches vielfältige Lösungsmöglichkeiten bei allen 

Fragen der Diagnostik bieten könne. Das Netzwerk solle auch alle schon vorhandenen psychologischen 

Beratungsstellen und sozialen Träger der Region einbinden, um einen fachlichen und handlungsbezogenen 

Austausch zu ermöglichen. 

Zentral sei nach Ansicht der Vertreter*innen der Softdoor GmbH zudem, dass ein Jobcenter einen flexiblen 

Handlungsrahmen schaffe. Die Vertreter*innen der Softdoor GmbH berichten, dass sie durch das kommu-

nale Jobcenter Neue Wege einige Freiräume und Handlungsmöglichkeiten erhalten hätten, die es ihnen 

gestatten würden, individuell zugeschnittene Hilfen zielgerichtet und erfolgreich zu etablieren. Dafür be-

dürfe es des Vertrauens zwischen den Partnern.  

Zur Integration in Beschäftigung bedarf es der Akquise von Betrieben. Insbesondere Betriebe kleiner und 

mittlerer Größe kommen hier in Frage. Wenn es gelingt Betriebe zu gewinnen, bedarf es einer guten Be-

gleitung und Unterstützung der Betriebe, auch nach der Integration der Kunden*innen. Auf diese Weise 

können gute Kooperationen mit Betrieben aufgebaut werden. Es wurde in der Gruppe kurz diskutiert, ob 

es mögliche Kooperation zwischen Arbeitsschutzakteuren (Fachaufsicht) und Präventionsakteuren vor Ort 

geben könne. Auch die Beschaffung von Fördermitteln und die Kenntnisse zu deren Beantragung sind für 

die Zusammenarbeit mit Betrieben sehr wichtig. 

 

An welchen Beispielen der Softdoor GmbH kann ein erfolgreicher Präventionsansatz gezeigt 

werden?  

Die Vertreter*innen der Softdoor GmbH berichteten, dass Sie Kund*innen bei Rentenanträgen sehr eng 

begleiten würden. Dies gilt auch bereits für die Antragsvorbereitung sowie den gesamten Prozess. Dafür 

sei Zeit und Geduld und vor allem sehr viel Erfahrungswissen sowie ein gutes fachliches Profil der Firma/Or-

ganisation notwendig, um viele erfolgreiche Rentenanträge erreichen zu können.  
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Die Zugänge zur Zielgruppe erfolgen bei der Softdoor GmbH zum einen über Zuweisungen der Jobcenter. 

Jedoch seien auch über Mundpropaganda und Multiplikatorenkontakte viele Selbstmeldungen zu ver-

zeichnen.  

Mit Krankenkassen können gemeinsame Informationsveranstaltung und Informationsangebote verein-

bart werden. Eine enge Kooperation mit Krankenkassen bewähre sich nach den Erfahrungen der Softdoor 

GmbH für schnelle und einfache Zugänge. Jedoch könne mit den Krankenkassen nur schwer kostende-

ckend gearbeitet werden.   

Die Dauer der Präventionsbegleitung betrüge bei der Softdoor GmbH maximal 12 Monate. Solch eine 

Begrenzung erscheine aus den Erfahrungen heraus sinnvoll. Zumeist würden die individuellen Begleitun-

gen und Unterstützungen 9 bis 10 Monate dauern.  

 

Wie sieht die Arbeitsweise von Softdoor GmbH genau aus? 
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www.softdoor.de 
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Welche anderen Projekte zu Gesundheits- und Präventionsthemen gibt es derzeit bei Jobcen-

tern in Hessen? 

In der Gruppe wurde klar herausgestellt, dass die Themen Gesundheit und Prävention immer wichtiger in 

der Arbeit von Jobcentern werden. Allerdings sind die vorhandenen Ressourcen in den Jobcentern zu ge-

ring, um eine systematische Befassung mit diesen Themen zu ermöglichen. Vor diesem Hintergrund bedarf 

es zusätzlicher Ressourcen. Diese können beispielsweise über zusätzliche Projekte gewonnen werden. Die 

Teilnehmenden berichteten von folgenden Projekten: GKV-Projekt, Reha Pro Projekt, Bezuschussung nach 

§ 16 i SGB II und § 20 SGB V.  

Es bestand in der Gruppe Konsens darüber, dass ein großes Interesse daran besteht, dass die Erfahrungen, 

die mit diesen Projekten und Ansätzen gewonnen werden, für Interessierte zugänglich gemacht werden 

sollten. Von den Teilnehmenden wurde die Erwartung formuliert, dass das Hessische Ministerium für So-

ziales und Integration solche Austauschformate initiieren könnte.  
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Beispiel Guter Praxis: Die Perspektive der Mitarbeiter*innen in Jobcentern - 

Fortbildungen, Sensibilisierung und Reflexionsangebote im 

Kommunalen Jobcenter Lahn-Dill  

Sabine Loß, Kommunales Jobcenter Lahn-Dill 
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AG: Personalentwicklung, Supervision und Coaching für Jobcenter-Beschäftigte 

Expertin: Sabine Loß, Kommunales Jobcenter Lahn-Dill/ Moderation: Rachel 

Cylus, IWAK 

 

 

 

Im Fokus dieser Arbeitsgruppe standen die Beschäftigten von Jobcentern. Sabine Loß vom kom-

munalen Jobcenter des Lahn-Dill-Kreises fungierte als Impulsgeberin und die meisten Teilneh-

mer*innen waren selbst in Jobcentern tätig.  

Sabine Loß stellte zunächst Erfahrungen aus ihrer eigenen Praxis als Personal- und Organisations-

entwicklerin im kommunalen Jobcenter des Lahn-Dill-Kreises vor. In der anschließenden Diskus-

sion bestand besonderes Interesse der Teilnehmenden unter anderem an der Frage, ob Angebote 

verpflichtend sein sollten oder nicht. Frau Loß erläuterte anhand ihrer Erfahrungen, wie wichtig 

hier eine transparente Kommunikation und klare Entscheidungen im Vorfeld seien. Zudem wurde 

die Wichtigkeit von Supervisionsausbildungen erörtert. Weitere Themen wurden gesammelt und 

thematisch sortiert, so dass deutlich herausgearbeitet werden konnte, dass die Klärung der eige-

nen Rolle bei vielen Themen relevant sei. Die Wichtigkeit der Rollenklärung zeige sich beispiels-

weise daran, dass die Mitarbeiter*innen der Jobcenter klare Abgrenzungen in Beratungssettings 

benötigen würden, was auch für den Erhalt ihrer eigenen Gesundheit notwendig sei. Um Rollen-

klarheit erreichen zu können, sei besonders eine breite Unterstützung durch die Führungskräfte 

notwendig. Entsprechend würden auch Führungskräfte eine Sensibilisierung für die Wichtigkeit 
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von Personalentwicklung benötigen sowie ein Verständnis dafür, dass unterschiedliche Beschäf-

tigte jeweils verschiedene Erfahrungen und Bedarfe mitbringen. Besonders wichtig sei die Perso-

nalentwicklung bei Berufsanfänger*innen.  

Die beiden Aspekte Rollenklärung und Sensibilisierung der Führungsebene wurden im zweiten 

Teil des Workshops genutzt, um die Beratungsrolle von Beschäftigten in Jobcentern genauer zu 

reflektieren. Zunächst verorteten alle Workshopteilnehmer*innen ihre bisherigen Beratungser-

fahrungen - im Rahmen einer Übung - in einem Spektrum, das durch zwei kontrastierende Pole 

bestimmt war. Der eine Pol war dadurch gekennzeichnet, dass im Beratungsgespräch Fakten be-

zogene Informationsweitergabe und die Vermittlung von Standard-Angeboten im Zentrum stan-

den. Während der gegenüberliegende Pol dadurch gekennzeichnet war, dass die Kund*innen aus 

einer therapeutischen Perspektive heraus beraten wurden, wobei private bzw. persönliche The-

men viel Raum einnehmen konnten und Angebote, die gemacht wurden, deutlich individualisier-

ter waren. Die meisten Teilnehmenden verorteten sich eher in der Mitte zwischen den beiden 

Polen. Besonders herausgehoben wurde in der Reflexion über die eigene Verortung, dass sich die 

individualisierte Anpassung der Angebote oft als schwierig erweisen könne, was auch auf man-

gelnde Ressourcen oder gesetzliche Rahmenbedingungen rückführbar sei. Einige Teilnehmende 

hatten zudem den Eindruck, dass von ihnen therapeutische Angebote erwartet würden. Sie mach-

ten dies auch an den Erwartungen der Kund*innen fest, welche vielfältige Bedarfe hätten und oft 

auch an Traumata litten, kaum soziale Kontakte zum Austausch hätten und deshalb viel Wert auf 

eine Vertrauensbeziehung mit den Beratungskräften der Jobcenter legen würden. Dies führe zu 

belastenden Situationen für die Beratungskräfte, so dass Abgrenzung, Rollenklarheit und Selbst-

schutz wichtig wären. Entsprechend stelle sich grundlegend die Frage danach, über welche Kom-

petenzen die Beratungskräfte verfügen sollten. Die Reflexion darüber zeigte, dass die Vorstellun-

gen dazu zwischen den Teilnehmenden stark auseinandergingen. Es bestand jedoch Konsens dar-

über, dass der Aufbau und die Entwicklung von Kompetenzen gezielt erfolgen sollten. Als wichtige 

Eckpunkte dafür wurden eruiert: Fortbildung, Qualitätsmanagement, klare Schnittstellen, Bera-

tungskonzept, Schulungen zum Thema psychische Erkrankungen, Wertschätzung und Professio-

nalität. Die Bedeutung von Führungskräften für die Umsetzung von Kompetenzentwicklung 

wurde immer wieder herausgehoben. Dabei kommt auch den Mitarbeiter*innen der Jobcenter 

eine wichtige Funktion zu, indem sie ihre Qualifizierungsbedarfe an die Führungskräfte immer 

wieder herantragen sollten, um diese dafür zu sensibilisieren. 
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Beispiel Guter Praxis: Niedrigschwellige und einzelfalladäquate Formen von Be-

schäftigung und Coaching  

Dieter Debus, Bereichsleiter Arbeit und berufliche Integra-

tion Frankfurter Verein 
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AG:  Coaching und Beschäftigung niedrigschwellig starten und einzelfalladäquate 
Formen finden (Experte: Dieter Debus, Frankfurter Verein/ Moderation: Dr. 
Simone Mazari und Filiz Koneberg, IWAK) 

 

 
 
In einer Vorstellungsrunde hatten die Teilnehmenden der Arbeitsgruppe bereits ihre themati-

schen Wünsche adressiert und es wurde darüber abgestimmt, mit welcher Priorisierung diese 

zu bearbeiten wären.  

Ein wichtiges Thema stellte die niedrigschwellige Beschäftigung dar und insbesondere wie de-

ren unterschiedliche Formen zu gestalten seien. Ein weiteres Thema war die adäquate Anspra-

che der Zielgruppen, je nach institutionellen Setting, in welchem sich die Einzelnen bewegen 

würden. Zudem erwiesen sich die Schnittstellen zwischen den Rechtskreisen SGBII und SGBIX 

als Punkt für die Diskussion in der Arbeitsgruppe. Außerdem bestand Interesse daran, über die 

Sensibilisierung von Arbeitgeber*innen zu sprechen.  

Der Diskussionsverlauf war wertschätzend, rege und das Erfahrungs- und Prozesswissen des 

Experten Dieter Debus vom Frankfurter Verein wurde regelmäßig konsultiert. 

Es wurde zunächst von allen Beteiligten festgestellt, dass die zu diskutierenden Themen inter-

dependent seien. Dieter Debus plädierte dafür, dass der Ansatz niedrigschwelliger Beschäfti-

gung von psychisch Erkrankten als ein bewährter Weg zu betrachten sei. Denn dadurch könne 

den Erkrankten regelmäßig auch ein gutes Erleben der eigenen Selbstwirksamkeit ermöglicht 

werden. Dieses trage dazu bei, verschüttete Fähigkeiten zu heben. Damit stärke das In-Arbeit-

Bringen das Selbstbewusstsein und führe dazu, die Beschäftigungsfähigkeit sukzessive zu er-
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höhen und wiederherzustellen. Dieser ressourcenbezogene Ansatz erhielt von den Teilneh-

menden große Zustimmung. Jedoch wurde deutlich gemacht, dass nicht jede Arbeitsgelegen-

heit zu jeder Person passe.  

In der Diskussion wurde erörtert, wie unterschiedliche Adressatengruppen, wie beispielsweise 

Alleinerziehende oder jüngere und ältere Erwerbslose, zunächst überhaupt dazu befähigt wer-

den könnten, sich einer regelgeleiteten und angeleiteten Beschäftigung in Form von ergebnis-

orientierter Arbeit anzunähern. Vor allem auch dann, wenn es sich um einen Betrieb des ersten 

Arbeitsmarkts handle. Es wurde die Frage gestellt, ob diese Klientel überhaupt in den ersten 

Arbeitsmarkt vermittelbar sei. Einigkeit bestand bei allen Teilnehmenden der Arbeitsgruppe 

darüber, dass eine Sensibilisierung von Arbeitgebern von großer Bedeutung sei. Klar wurde 

auch herausgestellt, dass eine Annäherung an den zukünftigen Arbeitgeber in mehreren Stu-

fen erfolgen sollte. Dieser langsame Prozess des Verlassens des geschützten Bereichs der Ar-

beitserprobung sollte vor allem darauf ausgerichtet sein, die psychisch Erkrankten kontinuier-

lich zu stabilisieren. Auch wäre zu prüfen, ob ausreichend personelle Ressourcen, besonders 

hinsichtlich einer psychologischen und bedarfsorientierten Begleitung, gegeben seien. Der Ein-

satz von Coaches im Betrieb wurde jedoch kritisch diskutiert, da die Gefahr der Stigmatisierung 

der Zielgruppen gesehen wurde. Ebenso wurde darüber gesprochen, dass die arbeitsbezoge-

nen, niedrigschwelligen Angebote noch zu wenig auf Frauen zugeschnitten wären.  

Zum Abschluss hob Dieter Debus nochmals die wichtige Rolle der Vernetzung und Kooperation 

vor Ort zwischen den Trägern hervor. Dies gelte in ganz besonderem Maße beispielsweise für 

die Gemeindepsychiatrie und deren Zusammenwirken mit anderen Akteur*innen. Diese Ko-

operationen wären zudem dafür geeignet, bestehende Reibungsverluste aufgrund der gesetz-

lichen Rahmenbedingungen, zu überbrücken.   
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4. Fachliches Schlusswort durch Herrn Michael Müller-Puhlmann  

Referatsleiter III6C, Abteilung Arbeit, Hessisches Ministerium für Soziales und In-

tegration 

 

 

 

Liebe Frau Dr. Larsen, 

einen ganz, ganz herzlichen Dank an Sie für die hervorragende Moderation und an Ihr ganzes 

Team vom IWAK für die tolle Organisation und Durchführung dieses Fachforums! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

Ihnen allen vielen Dank für Ihre engagierte Teilnahme an unserem heutigen Fachforum! Die kon-

zentrierten Beratungen in diesen sechs Arbeitsgruppen (trotz akustischer Interferenzen) in die-

sem Raum haben mich sehr beeindruckt. 

Dass die gemeinsame Arbeit mit unseren Leistungsberechtigten oder Kund*innen an ihrer psy-

chischen Gesundheit ein wichtiges Thema für die Jobcenter und in den Jobcentern ist, wurde 

heute deutlich. 

Unser Ziel als Sozialministerium ist es, der oft noch bestehenden Unsicherheit bei diesem Thema 

entgegenzuwirken und praktische Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 

Das Bundesteilhabegesetz weist den Jobcentern eine aktive Rolle zu: Sie sollen verstärkt präventiv 

tätig werden, möglichst frühzeitig Reha-Bedarfe erkennen (auch bei psychischen Erkrankungen 
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und drohenden Behinderungen) und auf eine Antragstellung beim zuständigen Reha-Träger hin-

wirken. Sie können z. B. die Agentur für Arbeit oder andere Reha-Träger dazu bringen, eine Hilfe-

plankonferenz einzuberufen. 

Präventive gesundheitsfördernde Maßnahmen in Zusammenarbeit mit den Krankenkassen, wie 

in der Einstiegsoffensive PLUS des Kommunalen Jobcenters Neue Wege im Kreis Bergstraße, die 

uns heute durch Michael Ditsch und Anja Figge vorgestellt wurden, stehen allen Jobcentern offen! 

Und sie können, wo nötig, wie dort in Diagnose und Reha oder Therapie weiterleiten.  

Die Angebote an Möglichkeiten zur Diagnose und Therapie psychischer Erkrankungen in Hessen 

bleiben noch hinter dem Bedarf zurück. Dieses Problem kann auch ein Sozial- und Gesundheits-

ministerium nicht einfach per Anweisung aus der Welt schaffen. Aber jedes Jobcenter hat – über 

den Verweis an eine Psychosoziale Kontakt- und Beratungsstelle hinaus – selbst eine Handlungs-

möglichkeit: ein Kooperationsprojekt Psychosoziales Coaching mit der Stiftung Deutsche Depres-

sionshilfe und der nächsten psychiatrischen Klinik, wie das im Kommunalen Jobcenter Marburg 

bereits gemacht wird (Lisa Rau hat das in ihrem Impulsvortrag kurz angesprochen und Iris Alt von 

der Stiftung Deutsche Depressionshilfe hat dieses Angebot an alle hessischen Jobcenter in der 

Arbeitsgruppe zu Angeboten an Diagnose und Therapie großzügig erneuert). Damit können Sie 

sich psychologische Expertise ins Jobcenter holen – und auch noch direkte Drähte zur nächsten 

psychiatrischen Klinik aufbauen! 

Auch Sensibilisierung und Schulung im Jobcenter zum Umgang mit psychisch belasteten oder 

kranken Kund*innen, wie sie zum Beispiel im Kommunalen Jobcenter Lahn-Dill als verbindliches 

Regelangebot für alle Mitarbeiter*innen und Führungskräfte durchgeführt werden, ist eine ei-

gene Handlungsmöglichkeit jedes Jobcenters. Sehr hilfreich ist, wenn es – wie dort – auch noch 

ergänzt wird durch die Möglichkeiten kollegialer Fallberatung sowie Coaching oder Supervision. 

Auch wenn Menschen psychisch belastet und krank sind, kann die richtige Form von Arbeit ihnen 

helfen! Gerade, wenn sie die Tendenz haben, sich zurückzuziehen, von sich aus ihre Sozialkon-

takte einzuschränken oder in einem festgefahrenen Zustand zu verharren, können Arbeit, das 

Gefühl gebraucht zu werden, etwas Sinnvolles zu tun, Kontakte mit Kolleg*innen, ein strukturier-

ter Tagesablauf, sehr wichtig sein. Das kann, wie Dieter Debus gezeigt hat, im Rahmen einer 45er-

Maßnahme – wenn sie von einem wirklich geeigneten Träger durchgeführt wird – geschehen. Ein 

wirklich geeigneter Träger kann auch eine Werkstatt für behinderte Menschen sein. Wenn diese 

Werkstatt und ihre Maßnahme nicht AZAV-zertifiziert sind, ist eine solche Förderung (die den 

Rahmen des § 45 SGB III an vielen Stellen überschreitet und durchbricht) als Freie Förderung nach 

§ 16f SGB II (auch als Projektförderung nach Zuwendungsrecht) möglich. 

Also: Wir können etwas tun! Nehmen Sie bitte die Impulse des heutigen Tages auf, berichten Sie 

davon in Ihren Zusammenhängen, regen Sie möglicherweise an, die eine oder andere Handlungs-

möglichkeit bei ihnen vor Ort zu nutzen! 

Ich wünsche Ihnen dabei viel Erfolg und jetzt noch einen guten Weg nach Hause! 


